
  Bundesrecht 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 1 

Kurztitel 

Wohnungseigentumsgesetz 2002 

Kundmachungsorgan 

BGBl. I Nr. 70/2002 

§/Artikel/Anlage 

§ 20 

Inkrafttretensdatum 

01.07.2002 

Außerkrafttretensdatum 

31.12.2002 

Text 

Aufgaben und Befugnisse des Verwalters 
 

§ 20. (1) Der Verwalter ist verpflichtet, die gemeinschaftsbezogenen Interessen aller Wohnungseigentümer 
zu wahren und Weisungen der Mehrheit der Wohnungseigentümer zu befolgen, soweit diese nicht gesetzwidrig 
sind. Dem Verwalter steht die Verwaltung der Liegenschaft und dabei insbesondere auch die nach außen 
unbeschränkbare Vertretung der Eigentümergemeinschaft zu; im Rahmen dieser Vertretung ist er auch zur 
Bestellung eines berufsmäßigen Parteienvertreters befugt. 

(2) Der Verwalter hat den Wohnungseigentümern bis spätestens zum Ende der laufenden 
Abrechnungsperiode auf die in § 24 Abs. 5 beschriebene Weise eine Vorausschau zur Kenntnis zu bringen, in 
der die in absehbarer Zeit notwendigen, über die laufende Instandhaltung hinausgehenden Erhaltungsarbeiten 
und die in Aussicht genommenen Verbesserungsarbeiten, die dafür erforderlichen Beiträge zur Rücklage sowie 
die sonst vorhersehbaren Aufwendungen, vor allem die Bewirtschaftungskosten, und die sich daraus ergebenden 
Vorauszahlungen bekannt zu geben sind. 

(3) Der Verwalter hat den Wohnungseigentümern nach den Regelungen des § 34 eine ordentliche und 
richtige Abrechnung sowie gegebenenfalls nach den Regelungen des Heizkostenabrechnungsgesetzes die 
Abrechnung über die Heiz- und Warmwasserkosten zu legen. 

(4) Beabsichtigt der Verwalter den Abschluss eines Rechtsgeschäfts mit einer Person, die mit ihm durch ein 
familiäres oder wirtschaftliches Naheverhältnis verbunden ist, so hat er die Wohnungseigentümer auf dieses 
Naheverhältnis hinzuweisen. Der Verwalter hat für Erhaltungsarbeiten, die über die laufende Instandhaltung 
hinausgehen, und für größere Verbesserungsarbeiten mindestens drei Angebote einzuholen. 

(5) Der Verwalter hat rückständige Zahlungen eines Wohnungseigentümers auf die Aufwendungen für die 
Liegenschaft einzumahnen und nötigenfalls Klage nach § 27 Abs. 2 binnen der dort genannten Frist zu erheben 
und die Anmerkung der Klage zu beantragen. 

(6) (Anm.: Abs. 6 tritt mit 1. 1. 2003 in Kraft) 

(7) Die dem Verwalter als Machthaber nach dem 22. Hauptstück des Zweiten Teils des ABGB auferlegten 
Verbindlichkeiten können weder aufgehoben noch beschränkt werden. 

(8) Wenn der Verwalter seine Pflichten grob verletzt, kann die Eigentümergemeinschaft - neben allfälligen 
Schadenersatzansprüchen - auch eine Herabsetzung des mit dem Verwalter vereinbarten Entgelts nach Maßgabe 
der mit dem Pflichtverstoß einhergehenden Minderung des Nutzens aus der Verwaltertätigkeit verlangen. 


